
PATIENTENSCHUTZ

BfArM und PEI setzen lndustrie mit neuer Leitlinie engere
Grenzen

Einen verbesserten Schutz der
Patientinnen und Patienten vor ir-
reführenden Arzneimittelbezeich-
nungen haben das Bundesinstitut
für Arzneimittel und Medizinpro-
dukte (BfArM) und das Paul-Ehr-
lich-lnstitut (PEl) jetzt auf den Weg
gebracht.

lVit der neuen ,,Leitlinie zur Bezeich-
nung von Arzneimitteln" setzen die
beiden Bundesoberbehörden der ln-
dustrie deutlich engere Grenzen bei
der Auswahl von Arzneimittelnamen
und ihren Zusätzen. Ziel ist es, Ver-
wechslungen und Fehlanwendun-
gen durch unklare, irrefuhrende und
verharmlosende Namen künftig ver-
lässlich auszuschließen. Eindeutige
und verwechslungssichere Bezerch-
nunqen von Arzneimitteln sollen als

ldentifikations- und Unterscheidungs-
merkmal gestärkt werden und zur Si-

cherheit im Arzneimittelverkehr beitra-
gen. Davon profitieren Patienten, Arzte
und Apotheker gleichermaßen.
Mit der neuen Leitlinie reagieren

úTAnVt UnO Hil aUï etnen treno tn oer
Pharmaindustrie, beì der Entwicklung
neuer Arzneimittelbezeichnungen ver-
stärkt auch Marketingstrategien in

den Vordergrund zu stellen. So wur-
den immer häufiger verharmlosende
Arzneimittelnamen und verwrrrende
Namenszusätze wie ,,super" oder ,,ex-
press" beantragt. Mit der neuen Leitli-
nie geben BfArM und PEI der pharma-
zeutischen lndustrie bereits im Vorfeld
eines Antrages klare Arbeits- und Ent-

scheidungshilfen an die Hand. Damit
sollen langwierige Auseinandersetzun-
gen um nach Ansicht der Behörden

AKTUELL

RNZTETVIRNGEL GEFAHRDET I NFEKTIONSABWEH R

200 Facharztstellen in Gesundheitsämtern unbesetzt

irrefuhrende Namen zukunftig schnel-
ler entschieden werden. Dies geschieht
im Sinne der Patientensicherheit und
des vorbeugenden Gesundheitsschut-
zes. Die neue Leitlinie ist eines der Er-

gebnisse des ,,Aktionsplans zur Ver-
besserung der Arzneimitteltherapiesi-
cherheit (AMTS) ìn Deutschland" des
Bundesministeriums fùr Gesundheit
gemeinsam mit weiteren Akteuren aus

dem Gesundheitswesen.

Link zur neuen ,,Leitlinie zur Bezeich-
nung von Arzneimitteln":
http : //www. bfa r m. d e / Le ¡tl ¡ n ¡ e_A rz-

n e ì m itte I b eze i ch n u n g e n

a Bundesinstitut für Arzneimittel und
Medizinprodukte

In den bundesweit rund 400 Ge-
sundheitsämtern sind mehr als
200 Facharztstellen länger als 6
Monate unbesetzt. Dies ergab
eine Umfrage, die der Bundesver-
band der Arztinnen und Arzte des
Öffentlichen Gesundheitsdienstes
(BVÖGD) in Zusammenarbeit mit
dem Marburger Bund in den 378
deutschen Gesundheitsämtern
durchgeführt hat. Ärztinnen und
Ärzte aus 186 Gesundheitsämtern
(49,2o/o) beteiligten sich an der
Umfrage im vergangenen Jahr.

Hauptursache fur den dramatischen
Arztemangel in den Gesundheitsäm-
tern ist die deutlich niedrigere Bezah-
lung der Arzte im Öffentlichen Ge-
sundheitsdienst gegenüber ihren Kol-
leginnen und Kollegen in den Kran-
kenhäusern. Die Gehälter der Arzte im
Öffentlichen Gesundheitsdienst liegen
zwischen 10 und 20 Prozent unter dem

tarifublichen Niveau angestellter Arzte
in kommunalen Krankenhäusern. Ein

Facharzt im ersten Jahr verdient im
Offentlichen Gesundheitsdienst rund
900 Euro pro Monat weniger als sein
Kollege in einem kommunalen Kran-
Ken na us.

,,Diese Situation bereitet uns große
Sorgen. Um zukünftige Grippewellen
oder lnfektionsausbrüche in Kranken-
häusern und Gemeinschaftseinrichtun-
gen sowie andere Gesundheitskrisen
wirksam zu bekämpfen, brauchen wir
einen funktionsfähigen Offentlichen
Gesundheitsdienst", sagte die Vorsit-
zende des BVOGD, Dr. Ute Teichert-
Barthel.
Der Umfrage zufolge greifen die bis-

herigen Ansätze, Fachärztinnen und
Fachärzte fùr den Öffentlichen Ge-
sundheitsdienst zu gewinnen , zu kurz.
Lediglich etwa fünf Prozent der Ärz-
te in Gesundheitsämtern erhalten au-
ßertarifliche Sonderregelungen. In

weniger attraktiven Regionen und klei-
neren Ämtern außerhalb der Ballungs-
gebiete können Stellen nicht oder nur
nach mehrfachen Ausschreibungen
qualifiziert besetzt werden. ,,Die Tä-
tigkeit von Arzten im ôffentlichen
Gesundheitsdienst ist ebenso wie dle
anderer Arzle von hoher Verantwor-
tung geprägt. Es wird häufig außer
Acht gelassen, dass ohne den Öffent-
lichen Gesundheitsdienst die medizini-
sche Betreuung sozial benachteiligter,
psychisch kranker und wohnungsloser
Menschen ins Schleudern geriete. Die
Wertschätzung fur diese gesellschaft-
lich so bedeutsame Aufgabe muss sich

endlich auch materiell in angemesse-
nen Tarifen für die Arztinnen und Arzte
niederschlagen", forderte der 1. Vorsit-
zende des Marburger Bundes, Rudolf
Henke.

a BVOGD/Marburger Bund
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